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Lux; Regaerungsbeschéﬁngte
als Urkundsbeamtin =~
der Geschaftsstelle.

htastrert i 27 5 Mang "o
 unterBeteligng /95 9707

- Aniragsteﬂeﬁn - T T e

Prozesshevoliméchtigte: Rechtsanwalte Wieland Rechtsanwailte GbR
Rhemweg 23, 53'%13 Bann

auf die mimdlmn rV h

durch die Richterin ¢ issk“rcheh als Vorsitzende

sowie den ehrenamtli chen Rmhter Hm' F’atﬂy und’ den ehrenamtlichen Richter
_Frau Dapper L _

‘beschlossen:


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


2. E)te Betesi;gte zu 2. w;rd verurtaxﬁ der Schwerbemnéertenvertretung 2u
ﬁém&en der \!ertraaenspersm monatlich ein fortlaufendes Verzeichnis

tand der Seschéﬁagmg aﬁe{ im Bemeb

(Angesteiiter méer Beamter} ,ﬁﬁsdatam Perscnafbere;ch uad .
Eirisatzstatus sowie den Kontaktdaten bestehend aus privater Anschrift und
Telefonnummer, diensthcher Anschnﬁ (soweit-vorhanden) zu iiberlassen.

Grinde

Geganstand tﬁes vertiegenden Veﬁahrens fst (iiéa ;»;;Beretigte smg:‘ van"
i’iacement Semces (varmai& Vn!ento} an die dort gewdhite
Schwerbehindertenvertretung, die Antragstellerin und Beteiligte zu 1).

Der Betrieb der Beteiligten zu 2) vermittelt die ihm zugeordneten Arbeitnehmer
in Beschéﬁigangen in ande‘re Betrieben und -imtemehmen de‘s "f”e’ekem»-

: -Arbmtaehmer und Beam‘te tatséchiich arbeiten, smci sie mlthm in az}demn
Betrieben eingesetzt. Ein Teil der Arbeitnehmer hat jedoch zumindest zeitweise
keine Beschaftigung und ist nur unter der privaten Anschrift erreichbar.

im Jahr 2013 hatte die Antragstellerin der Versendung der Einladungen zur
Versammlung der schwerbehinderten Beschéftigten Ende September 2013
durch den Arbeitgeber zugestimmt. Im Frihjahr 2014 bat sie fir die




Vorbereitung - der - in ~ diesem  Jahr statffindenden  Schwerbehinderten-
versammiung-um eine ‘Liste-mit den Privatanschriften der schwerbehinderten
Beschaftigten, um diese zu der Schwerbehindertenversammiung einladen zu

“kénnen. Dies lehnte t‘_ci%é*’Betaf%ti‘gte ‘zu 2) unter Hinweis auf ‘eine fehlende

. " Einwilligungserklsrung der schwerbehinderten Beschéftigten ab.

Im Juni 2014 erhielt die Beteiligte zu 1) eine Liste mit Angaben zu Name,
Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum, MA-Status, Personalbereich mit

- Stelienbezeichnung ©  und  Regelarbeitsstelle  der  schwerbehinderten
Beschaftigten. : '

Due Antragstel erin hat mit: "ﬁém?e Betrfeb Vwenﬁa und dem Betriebsrat am
’ : ¢ bgeschlossen. Danach verpflichtet
werbehindertenvertretung
an z:a-schwefbemnderten
4t stellen (BI. A7 #. d.

~ ginen AnSpmch gegen dse Be’tetﬁgte Zzu 2) auf Zurverfﬁgungstei}ung det pnvaten
Adressdaten der schwerbehinderten B cﬁéﬁ;gten hat, Sie kénne nicht darauf
verwiesen werden, wie auch im Jahr 2013 die Dienste des Arbeitgebers bei der

Versendung der Einladungen in Anspruch zu nehmen und von diesem die
Adressen auf ihren Einladungen-ergénzen zu lassen.

Die B'eteiiig‘te 2u '§) Jist weiterhin der Avf’f’assang’,’ einen Ansp‘rﬂch auf eine

Besghaﬁzgaﬁgsdaten "det :schwe_rbehmdeﬁeﬂ -Bes_ché_ﬁ;gten ‘zu haben. Auf
Grind der hohen Personalfliktuation im Betrieb der Beteiligten und der
statigefundenen Umorganisation sei die im Juni 2014 zur Verfagung gestelite
‘Liste nicht mehr aktuell. Bereits im Juli 2014 hatten mindestens 60



- schwerbehinderte Mitarbeiter auf der Liste gefehit. Sie sei auféie%ér lassung
‘einer aktuellen Liste mit den’ begehrten Beschmtenéaten arzgewxesen um

ihre Aufgaben gegeni)ber den' schwerbehinderten Beschéﬁ;gten aus §85
SGBIX waﬁmehme Zu kémen Sie mﬁs&e Gewissheit haben (iber den Kreis
der ven hr zu beireuﬁnde F’amnam ﬁzerzu sei-auch die Mitteilung der
Privatadresse erfardemch nicht nur hinsichtlich der Personen, die auf Grund
einer einsatziosen: Zeit keine Dienstadresse hétten und zu Hause weilten. Auch
bei saichen schwefbehmdertan Beschﬁﬁtgten die sich in Urlaub oder Elternzeit

. befanden, léngarfnstsg erkrankt seien oder: durch  Fortbildung, temporére

Abordnungen sder Pro;ektemsétze etc. sich ‘icht an threm Arbestsﬁi

‘beféaﬁen, el ése Kennm;s der Pr:vatadresse ﬂ}r eme Kaﬁtakkaufnahme m-»

_anﬁauemden Erkfaﬁkungen im Rahmen_ shre,r L}benﬁfacbung& Liﬁd

Mitwirkungsverpflichtungen  hinsichtlich des = betrieblichen - Eingliederungs-
maﬂagements in der Lage sein, Kontakt zu den betroffenen schwerbehinderten

Die Beteiligte Zu 1) beantragt

1. festzustellen, dass die Beklagte verpfiichtet ist, der Schwerbehinderten-
vertrétung zu Handen dér Vertrauensperson ‘schwerbehinderter
‘Menschen die Adressdaten der schwerbehinderten: Beschaftigten des
‘Betriebs Telekom Placement Services Deutsche. Telekom auch zukiinftig

fur die Einladung zur Schwerbehmdeﬁenvetsammiung jeweiis mit ginem
Vorlauf von drei thawn Zu amﬁassen,

2. die-Beteiligte zu 2. zZy vemrte;§en, der Schwerbehmdertememetung zu
Héinden der Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen zukiinftig
monatlich @in fortiaufendes Verzeichnis bezogen-auf den jeweiligen
‘Stand der Beschaftigung aller im Betrieb Telekom Placement Services

 peschaftigter Schwerbehinderter mit deh Angaben zu Name, Vorname,

- Personalnummer, Beschaftigungsverhéitnis {Angestellter oder Beamter),




%

Geburtsdatum, Personalbereich -und = Einsatzstatus “sowie den
Kontaktdaten bestehend ‘aus privater Anschrift, Telefonnummer,
dienstlicher Anschrift (sofern vorhanden), zu @berlassen.

Die Betelligte zu 2) beantragt,

*die Antrage zurlickzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass die Antrsige unzuldssig und unbegriindet seien.
 Der Feststellungsantrag sei zu ‘unbestimmt, da ‘unklar bleibe, welche

Personengruppe mit den i im Antrag in Bezug genommenen “schwerbehinderten
Beschaftigten des Betriebs” konkret yemeint sei. So hatten pdenfaiis Beamte,

codier ’Eﬁngésfnsﬁg_ f'“eméf andexen Behorde abgemrdnet ~seien, ‘mangels

striebs- oder

Vo vs:@%aer v-sze’*verschmk% werden' kénnierf Am:h hmsmhtkch deﬁ'méaaihch zu
-~ ‘erfeilenden Verzeichnisses iﬁénne;&_ 95 'SGB IX keine Rechtsgrundlage’ zur
Weiterleitung' der Daten darstellen. Umstande, die eine Ubergabe der Daten

gemsR § 32 Abs. 1 Satz 1 BDSG erfordern wiirden, seien nicht erkennbar.

- Hinsichtlich des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen den Beteiligten -
gewechse!ten Schrifisstze und die zu den Akten gereichten Unterlagen Bezug
genommen. ' ‘

IL



A. | Der Antrag zu 1. Ist zulassig. =

1. Insbesondere besteht das notwendige Feststellungsinteresse gemaf § 256

Abs. 1ZPO0O.

Denn es herrscht zwischen den #érte;iefn“ Streit Gber die Frage, ob die
Beteiligte zu 2) verpflichtet ist; der Beteiligten zu 1) im Vorfeld der jahrlichen
Schwerbehindertenversammiung die Privatadressen der schwerbehinderten
Beschaftigten zu Uberlassen: Dieser Streit wurde im-Jahr 2014 im Rahmen

- eines einstweiligen Verfugungsverfahrens erst durch einen Vergleich erledigt,
st jedoch. nach- wie veor -nicht - endgliltig - geklart. Danach besteht fur die
- Zuldssigkeit - eines Feststellungsbegehrens das  erforderliche besondere

rechtliche Interesse daran, dass das Bestehen oder Nichtbestehen eines
Rechtsverhélinisses durch eine-gerichtliche Entscheidung aisbald festgestelit

wird

Mit dem Feststellungsantrag = begehrt die Beteiligte zu 1) die

Zurverfugungstellung der privaten Adressdaten mit. Angabe der Strale und
Postleitzahl hinsichtlich der -schwerbehinderten Arbeitnehmer des Betriebs.
Damit sind zum @inen die begehrten Daten klar umrissen. Zum anderen ist auch

~ die Personengruppe, bezliglich derer die Daten herausgegeben werden sollen,

zwischen den . Beteiligten bisher unstreitig gewesen. Soweit es einzelne
Beschaftigungsgruppen  wie diﬁf-.-',vvan ‘der Befeiligten zu 2) benannten
abgeordneten Beamten gibt, die nicht in den Betrieb eingegliedert sind und
deshalb nicht an einer Schwerbehindertenversammiung teilnehmen diirften,
mag die Beteiligte zu 2) diese bei der Weitergabe der Daten auBen vor lassen.
Die Beteiligte zu 1) hat nicht zu erkennen gegeben, dass sie den Kreis der
schwerbehinderten Beschéftigten des Betriebes anders eingrenzt, als es die
Beteiligte zu 2) tut.



I Der Feststellungsantrag ist auch begriindet.- Die Beteiligte zu 2) ist

verpflichtet, der Beteiligten zu 1) die privaten Adressdaten der im- Betrieb

Telekom Placement Services beschaftigten schwerbehinderten Menschen im
Vorfeld der nachsten Schwerbehindertenversammiung mit einem Vorlauf von
- dref Monaten zu Uberlassen.

1. Der Anspruch ‘ergibt sich aus § 95 Abs.6 SGBIX in’ Verhtnduag mit §
42 BetrVGin Verbmdurzg mit § 80 Abs. 2 BetiVG.

Nach §95 Abs. 6 SGBIX hat die Schwerbehindertenvertretung das Recht,
mindestens einmal im Kalenderjahr -eine Versammiung schwerbehinderter
Menschen im Betrieb dui ﬁrenthfeR chte richten sich nach den fur die

n Vorschriften. Gem4® § 80 Abs. 2 BetrVG hat
. Recht-auf Unterrichtunig und
iner ‘Aufgaben “erforderlichen

: Semces ex;sheft die” Besor&darhett dass die Arbe;‘mehmer nicht rﬁumkch
zusammmen in einem Gebaude arbeiten, so dass sie beispislsweise durch eine

am Schwarzen Brett ausgehéngte Einladung erreicht werden kénnten. Vieimehr
sind sie ‘teilweise in fremden ‘Betrieben im Wege der Ausleihe eingesetzt,

teilweise halten sie sich ohne Einsatz zu Hause auf. Es ist notwendig, eine

Einladung zu einer Schwerbehindertenversammiung jedem Beschéttigten
individuell zukommen zu lassen, da-es eine zentrale Informationsstelle wie ein
Schwarzes Brett im Betrieb der Beteiligten nicht gibt.



2. Diese Datentibermittiung verstoRt auch nicht gegen das Bundesdaten-
schutzgesetz sonéem ist auf Gmnd von § 28 Abs 1 Nr. 2 uﬁd § 32 BDSG

zul%ss:g

a) Danach ist das Erheben; Verarbeiten und Nutzen personenbezogener Daten
fur e;geae Geschaftszwecke bzw fur Zwecke des Beschaftigungsverhéltnisses
auch ohne Einwilligung des Betroffenen zulassig, wenn dies zur Wahrung
berechtigter  Interessen der’ verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein

Grund zu der Arnahmebesteht, dass das schutzwiirdige Interesse des

Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung tberwiegt bzw.
- wenn éies zur-ﬁurﬁhﬂ}hmﬁg .égs-v Beschaftigungsverhaltnisses erforderlich ist. -

b} Die Schwerbehmdeftenveﬁr&tung rst zadem kem Dritter im Sinne- des § 3
Abs. 4 Nr. 3:BDSG, éer au&erha is'x der verantwmﬁishen Stelle im Sinne des § 3
Abs. 7 BDSG, also des Un‘temehmans %teht Vielmehr ist sie Teil dieser Stelle

¢) Die Ubermittiung der Adressdaten st zur Wahrung berechtigter Interessen
der Schwerbehindertenvertretung als Teil des Unternehmens und damit auch
zur Durchfiihrung des "BeSQhéﬁigangsyerhféimisses erforderlich. Depn wie
bereits  oben -darg;etegi,-' ~ kann -~ eine- - Einladung- - zur
Schwerbehindertenversammiung ohne die Versendung dieser Einladung an die
Privatadresse nicht erfolgen. Dies scheint auch die Arbeitgeberseite so zu
sehen, da sie im Jahr 2013 ebenfalls die Einladungen an die Privatadresse der
- schwerbehinderten  Beschéftigten versandt hat und nicht etwa teilweise
vorhandene  dienstliche - Adressen  hierzu  verwendet hat. -~ Die
Schwerbehindertenvertretung kann nicht darauf verwiesen werden, die
Einladung auch zukuinftig tber den Arbeitgeber abzuwickein. Vielmehr bedarf
es - keiner Diskussion darlber, dass Arbeitnehmervertretungen, sei es der
Betriebsrat oder wie hier die Schwerbehindertenvertretung, die ihnen durch

%



‘Gesetz obliegenden Aufgaben selbststindig durchfihren, Sie haben zwar das
Recht, sich zu deren” fi’fz:mhfﬁhmng ‘anderer Ste!isn,, zum’ Be;sp;et der
F*ersenaiabfeztﬁm des’ Amettgebefs ZU bedteﬂen, kénnen: hterzu aber sicherlich .
nicht verpflichtet werden. Es besteht auch ein berechtigtes ‘Interesse der
Schwerbehindertenvertretung  “daran, die  tatsdchliche - Versendung . der

- Eintadungen “kontrollieren zu kénnen ‘und sich nicht darauf verlassen zu

" milissen, dass der Arbeitgeber die diesbezigliche Anweisung -auch vanstandlg
und korrekt umsetzt.: ‘ :

B. 1. Der Antrag zu 2. ist zuléssig. Insbesondere ist-er gemaf § 253 Abs. 2
"Nr. 2 ZPO hinreichend bestimmt. Die 'Bféteiﬁg‘fe-m 1) ‘hat mit Schriftsatz vom
05.12. 2314 die gefardeﬂen Angahen nechmafs neu gefass? s0.dass nunmehr

1. Gem4R § 80 Abs. 1 SGB IX hat der Arbeitgeber in fortlaufendes Verzeichnis
der bei ihm beschaftigten schwerbehinderten Menschen zu fuhren. Inhalt dieses
Verzeichnisses ist gema® §80 Abs.6 SGBIX der Name, Vorname,
Geburtsdatum, Geschlecht, Beschaftigungszeit, ’Afbeitspja&g Beruf und Grad
der Behinderung. Eine Pflicht zur Vorlage dieses Verzeichnisses ergibt sich
bersits aus dem allgemeinen  Unferrichtungsrecht - der  Schwer-
behindertenvertretung (vgl. Dau in Dau/Dtweil/Joussen, SGB IX, § 80, Rdn 5:
Fabricius in jurisPK-SGB1X, § 80 SGB IX Rdn23; Duwell, jurisPR-ArbR,
© 25/2011 Anmerkung 6). Erst wenn die Schwerbehindertenvertretung die Namen
und Daten der schwerbehiriderten und ‘gleichgestellten behinderten Menschen
kennt, kann sie ihre gesetzliche = Eingliederungsaufgabe ~ gemal

<10 -
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§ 95 Abs. 1 SGB IX wahmehmen. Danach ist die Schwerbehindertenvertretung
fur die Férderung der Eingliederung schwerbehinderter- Menschen - in den

- Betrieb' zustandig. Sie vertritt i-,-‘*‘ih:‘*e Interessen in dem Betrieb und steht ihnen

- wissen, welche der! Beschafti

beratend  und - helfend - - Seite.  Hierzu  gehodit, dass die

Seﬁwefizehinﬁe@enyeﬁremg\:unte_r anderem berechtigt-und verpflichtet ist, die

Betroffenen Gber die - Nichteinhaltung der zu ihren. Gunsten geschaffenen

Bestimmungen zu unterrichten und mit ihnen zu erdrtem, welche Moglichkeiten
der Rechtsdurchsetzung bestehen (Diwell in Dau/Diwell/Joussen, SGBIX,
§ 95 Rdn 15). Alleine: zur Erfillung dieser Aufgaben muss die Beteiligte zu 1)

igten-in._dem Betrieb zu dem von ihr vertretenen
Kreis -der schwerbehinderten  Beschéftigten gehéren und-wo bzw. wie sie

 eingesetzt sind. Zusatzlich sind auch noch die Kontakidaten bestehend aus der

privaten Adresse und, - soweit bei dem Arbeitgeber vorhanden; der
Telefonnummer sowie der dienstlichen Adresse notwendig, um eihe
Kontaktaufnahme zu ermdglichen,

entgegen Auch hier. handelt es s;ch wie bereits unter A, 1l 2. b) dargeiegt
nicht um die Datentbermittiung an einen Dritten, Die Ubermittiung ist gemaB
§ 28 Abs. 1 Nr. 2, § 32 BDSG zur Wahrung der berechtigten Interessen der
- Schwerbeghindertenvertretung  und. zur Durchflihrung -des : Beschéftigungs-
verhaltnisses, wie unter B, I1. 1. aufgezeigt; erforderlich. Es besteht kein Grund
zu der Annahme, dass schutzwiirdige Interessen der getr@ﬁenen an dem
- Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung tUberwiegen.

3. Der Anspruch der Beteiligten zu 1) auf monatliche Ubermittiung des

-~ Verzeichnisses ~ ergibt.  sich  zusatzlich . -aus. - Ziffer4.1 der

- Integrationsvereinbarung,. Danach: ist der “Arbeitgeber - verpflichtet, der

Schwerbehindertenvertretung regelmaBig (monatlich) den- jewelligen’ Bestand
an schwerbehinderten Beschéftigten und ihren aktuellen Status zur Verfligung
zu stellen. Da diese Verpflichtung ‘unter der Uberschrift “Personalplanung”

“41-
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die Pefsonaiﬁfanmg entscheidend

Angaben zu Name Xfomame Parsana!nammer, Besché__ %igf%vé?h%itn%s,
Geburtsdatum, Personalbereich und

smd Gemé& § 83 Abs ’i Satz? 3{38 ix ist
die lntegrataonsverembawng auch »verbmeilzch s0 dass ciie <Beteahgte zu 1)
hiefaus einen Anspmch gegen d;e Qetezirgte 2u 2) ableiten kann

Nach afiedemwamneg hen zu entscheiden.

Fax 0221-7740 356

eingegangen sein,

Die elektronische Form wird ciasrch ein qualifiziert signiertes elekironisches
Dokument gewahrt, das nach MaRgabe der Verordnung des Justizministeriums
* {iber den elek-tronischen Rechtsverkehr bei den Afbensgemhten im Lande
Nordrhein-Westfalen (ERWO ArbG) vom 2. Mai 2013 in der jeweils geltenden
Fassung in die elektronische Poststelle zu Ubermitteln ist. Nahere Hinweise
‘zum - elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der Internetseite
www.egvp.de, ]

Die Notfrist beginnt mit der Zustellung des in volistandiger Form abgefassten
Beschlusses, spéatestens mit Ablauf von funf Monaten nach dessen
Verkiindung.
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Die Be
_Als:

1. 'Rechtsanwalte, o
2. Gewerkschaften —und . Versinigungen  von

inem Bevo!lm%hﬁgtaﬁ u fé 8l
'climﬁehhgte sind nurzugelassen: R

sowie

 Zusammensc ste s0 che Verbande fur ihre Mi i far a:zdere |
* Verbande oder Zusamm : hiasse mit vergieschbarer srichtung aﬂc’i deren 5

" Mitglieder,

3. juristische Personen; deren Anteile sémtlich im wirtschaftiichen Eigentum einer
der.in Nr. 2 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die Juristische Person
.ausschi;eﬁi:ch die Rechtsberamag und Prazessveﬁ:remng dieser Orgamsatmn
und ihrer Mitglieder oder anderer Verbande oder Zusammenschliisse mit
vergleichbarer Ausrichtung Und deren Mitglieder ‘entsprechend deren Satzung

durchfihrt, und wenn die Organisation fur die Tétagke!t der Bevolimachtigten
haftet..

&



